Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/342 


Sachgebiet 111 


Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Ing. Josef Hoffmann, 
Ulm, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 

— Az. 5/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Schlee 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Schlee 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Thonee Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Haus Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Gootheslraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/342 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 5/69 - des Ing. 
Josef Hoffmann, Ulm, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 11. Oktober 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er in oben genannten und 
in einem weiteren Schreiben vom 23. Oktober 
1969 vor, 

die Wahlvorbereitungen hätten kraß im Wider- 
spruch zum Grundgesetz gestanden. Außerdem 
seien Kandidaten aufgestellt und gewählt wor- 
den, die irreführend falsche Namen trügen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer Öffentlich mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 

Entsdieidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch aus den nachfolgenden Gründen offensicht- 
lich unbegründet. 


Abgesehen davon, daß der Einspruchsführer hin- 
sichtlich der kraß im Widerspruch zum Grundgesetz 
stehenden Wahlvorbereitungen keine konkreten Be- 
hauptungen aufstellt, greift seine Behauptung, Kan- 
didaten seien unter irreführend falschen Namen auf- 
gestellt und gewählt worden, nicht durch, da nach 
dem Gesetz über die Änderung von Familiennamen 
und Vornamen vom 5. Januar 1938, zuletzt geändert 
und ergänzt durch das Änderungs- und Ergänzungs- 
gesetz vom 29. August 1961, Bundesgesetzbl. I 
S. 1621, der Familienname eines deutschen Staats- 
angehörigen oder eines Staatenlosen auf Antrag 
geändert werden kann, wenn ein wichtiger Grund 
die Änderung rechtfertigt. 

Der Einspruchsführer hat nicht behauptet, daß ein 
Kandidat zur Wahl aufgestellt und gewählt worden 
ist, der den gesetzlichen Erfordernissen insoweit 
nicht Genüge getan hätte. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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